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„Herzensangelegenheiten" erregten das Interesse der griechischen Öffentlichkeit
im zurückliegenden Jahr. Im Spätsommer mußte sich Regierungschef Papan-
dreou einer schweren Herzoperation unterziehen. Er begab sich dafür nach Lon-
don in das Harefield Hospital. Zur gleichen Zeit wurde Papandreous Affäre mit
der früheren Stewardeß der Olympic Airways, Dimitra Liani, bekannt. Wähler-
umfragen im Herbst 1988 bescheinigten der PASOK lediglich noch einen Stim-
menanteil zwischen 20 und 30%. Die PASOK hatte ihre hegemoniale Stellung im
Parteiensystem Griechenlands verloren. Skandale und Korruptionsfälle, in die
auch führende Regierungsvertreter verstrickt sind, haben dazu beigetragen.

Skandale statt „großem Wandel"

Als sich Papandreou im August zur Herzoperation nach London begab, hinterließ
er Griechenland ohne politische Führung. Offiziell wurde im Regierungslager die
These vertreten, das Land brauche keine Vertretung des Ministerpräsidenten. Pa-
pandreou gab seine Anweisungen per Telefon nach Athen durch, und seine Mini-
ster erschienen zum Rapport in London. Zwar wurden auf diese Weise Diado-
chenkämpfe verhindert, doch verfiel die politische Führung Griechenlands in
Apathie. Diese ergab sich zwangsläufig: Erstens wollte sich Papandreou eine „tri-
umphale" Rückkehr nach Athen sichern1. Zweitens ist die politische Führungs-
struktur Griechenlands autokratisch auf die Person Papandreous zugeschnitten.
Ein Mittel, mit dem der Regierungschef immer wieder seine Position festigt, sind
die häufigen Umbildungen des Regierungskabinetts. Kein Minister konnte sich je
seines Amtes sicher sein. Ein „zweiter Mann" neben Papandreou konnte sich
nicht profilieren. Andere Minister mußten auf Papandreous Geheiß ständig zwi-
schen Regierungs- und Parteiamt hin und herwechseln2. Kaum zurück in Athen,
nahm Papandreou im November seine 15. Regierungsumbildung vor3.

Anfang 1989 kam die Skandal-Statistik der Amtszeit Papandreou auf rund 200
derartige Vorkommnisse4. Der bislang größte Skandal ist der um den 34jährigen
Georgios Koskotas, der mit gefälschten Dokumenten Kredite für seine Bank von
Kreta erschwindelt und Einlagen von insgesamt 1 Mrd. Mark veruntreut haben
soll5. Staatsunternehmen sind offenbar veranlaßt worden, beträchtliche Einlagen
bei der Bank von Kreta weit unter dem Marktzins zu tätigen. Die Zinsdifferenz
soll an führende PASOK-Funktionäre und Regierungsmitglieder gegangen sein.
Justizminister Koutsogiorgas soll 2 Mio. Dollar als Gegenleistung dafür erhalten
haben, daß er mit einem Gesetz die Untersuchung der Koskotas-Bank verhinder-
te. Im März 1989 schied er aus der Regierung aus.
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Hatte die Regierung Papandreou im Dezember 1988 den Haushaltsplan nur
unter Androhung eines Rücktritts des Regierungschefs im Parlament durchsetzen
können6, so überstand sie im März 1989 mit denkbar knapper Mehrheit einen von
der konservativen Opposition wegen der Korruptionsvorwürfe eingebrachten
Mißtrauensantrag. Papandreou sah allerdings in der Affäre Koskotas lediglich ei-
ne vom amerikanischen Geheimdienst inspirierte Verschwörung gegen ihn. Drei
führende PASOK-Mitglieder, unter ihnen die früheren Minister Tritsis und Man-
gakis, verweigerten dem Premier die Unterstützung. Sie wurden noch in der glei-
chen Nacht demonstrativ aus der Partei ausgeschlossen7. Mittlerweile haben die
Skandale auch außenpolitisch Wirkung gezeigt: DDR-Staatsratsvorsitzender
Erich Honecker sagte im März 1989 seinen geplanten Staatsbesuch in Athen ab8.
Auch der seit langem avisierte Besuch des sowjetischen Regierungschefs Gorba-
tschow ist noch nicht erfolgt.

Unterdessen wächst die Unzufriedenheit mit der PASOK-Regierung. Auch die-
jenigen, die von der PASOK nicht den „großen Wandel" erwartet haben, fragen
immer lauter, was aus den konkreten Reformversprechen geworden ist. Ist die
Administration effektiver, die Wirtschaft wettbewerbsfähiger, das Gesundheitssy-
stem leistungsfähiger und das Erziehungswesen besser geworden? Diese Fragen
werden zunehmend verneint. Die Diskrepanz zwischen programmatischem An-
spruch auf der einen Seite und der Regierungspraxis sowie der vielen Korrup-
tionsvorwürfe auf der anderen Seite haben viele PASOK-Mitglieder auf Distanz
zur eigenen Regierung gehen lassen.

Aus der PASOK ausgeschlossene oder ausgetretene Mitglieder haben mittler-
weile neue politische Formationen gegründet9. Auch wenn die einzelnen Partei-
gründungen vielleicht nur eine begrenzte Lebensdauer haben, so sind sie dennoch
die ersten Vorboten einer möglichen Neustrukturierung des griechischen Partei-
ensystems. Nach den Wahlen von 1989 könnte eine dem früheren Zentrum ähn-
liche Partei wieder entstehen; die PASOK könnte sich in mehrere Strömungen,
etwa eine mehr sozialdemokratische und eine mehr sozialistische, differenzieren.

Im Dezember 1988 trafen sich die Führer aller Oppositionsparteien, um der
Forderung nach einem einfachen Verhältniswahlrecht für die nächsten Wahlen
Geltung zu verschaffen. Bis vor kurzem wäre ein solches Treffen der rechten wie
linken Opposition in dem extrem polarisierten politischen System Griechenlands
noch unvorstellbar gewesen. Man wird also abwarten müssen, ob sich das helleni-
sche Links-Rechts-Schisma abschwächt, das nach dem Bürgerkrieg die griechi-
sche Gesellschaft in zwei unversöhnlich gegenüberstehende „Lager" gespalten
hat. Der Furcht vor einer „kommunistischen Machtübernahme" während des Bür-
gerkriegs10 folgte eine betont nationalistische Politik mit der Ausgrenzung aller
„Linken". Für diese gab es auf der Gegenseite nur die „verhaßte Rechte". Die
PASOK-Regierung hat trotz ihrer früheren verbalen Radikalität zur Integration
von bislang an den Rand der griechischen Gesellschaft gedrängten politischen
Strömungen und sozialen Schichten beigetragen.
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Neu erwachtes Europabewußtsein

War die öffentliche Meinung zu Anfang der achtziger Jahre gegenüber der euro-
päischen Integration noch tief gespalten, so ist diese Polarisierung heute einer ge-
nerellen EG-Befürwortung gewichen. Auch die Kommunistische Partei (KKE) ist
nicht mehr grundsätzlich gegen die Mitgliedschaft Griechenlands in der Gemein-
schaft. Die Kommunisten haben sich mit der „hellenischen Linken" (EAR), einer
Nachfolgeorganisation der Eurokommunisten, zu einer Wahlkoalition zusammen-
geschlossen und eine gemeinsame Erklärung verfaßt, in der nicht nur eine flexi-
blere Haltung gegenüber den amerikanischen Militärbasen signalisiert, sondern
auch die griechische EG-Mitgliedschaft akzeptiert wird11. Zwar heißt es, über die
Einheitliche Europäische Akte müsse wegen der Meinungsunterschiede innerhalb
der Linken weiter diskutiert werden, eine „Militarisierung der EG" sei abzuleh-
nen, und bei der Verwirklichung des Binnenmarktes müsse den „Kräften des
Großkapitals" entgegengewirkt werden. Auch sei die Verbesserung der Arbeits-
und Sozialrechte unabdingbar. Doch an keiner Stelle wird die Gemeinschaft
grundsätzlich in Frage gestellt. Bei den Ausführungen zu den Strukturfonds wird
eine „Kassenmentalität" in den Beziehungen zur EG sogar strikt abgelehnt. Ver-
gleicht man diese Ausführungen mit früheren Verlautbarungen der KKE, so ist
ein bedeutsamer Wandel der programmatischen Positionen in der Europapolitik
unverkennbar - ein Wandel, der nur als Reflex der in den letzten Jahren immer
deutlicher proeuropäischen Stimmung im Lande zu erklären ist.

Keine Entspannung in den griechisch-türkischen Beziehungen
Hatte man Anfang 1988, als sich Papandreou und der türkische Regierungschef
Özal in Davos trafen, noch auf eine Annäherung der beiden Konfliktpartner Tür-
kei und Griechenland gehofft, so ist die Bilanz am Ende des Jahres eher ernüch-
ternd12. Zwar haben sich die Ministerpräsidenten und die Außenminister 1988
mehrmals zu Verhandlungen getroffen; zwei Komitees wurden gegründet und et-
liche vertrauensbildende Maßnahmen vereinbart. Griechenland unterzeichnete
auch die Protokolle zur Anpassung des Assoziationsvertrages der Türkei mit der
EG, und im Gegenzug verpflichtete sich die Türkei zur Aufhebung der seit 1964
geltenden vermögensrechtlichen Diskriminierungen gegenüber der griechischen
Minorität in der Türkei. Doch ist zur Zeit noch völlig offen, ob die vertrauensbil-
denden Maßnahmen die nötigen Voraussetzungen schaffen, um die eigentlichen
Konfliktpunkte bezüglich der Ägäis lösen und damit auch günstige Bedingungen
für die Beilegung des Zypern-Konflikts herstellen zu können.

Noch immer fehlen auf beiden Seiten überzeugende Konzepte zur Konfliktlö-
sung. Auch weniger bedeutsame Anlässe genügen, um die beiden Länder sofort
auf Konfrontationskurs gehen zu lassen. Jüngstes Beispiel ist die Einbeziehung
der türkischen Hafenstadt Mersin in das Mandat zur Kontrolle der konventionel-
len Rüstung in Europa (KRK), das auf der KSZE-Folgekonferenz in Wien festge-
legt werden sollte13. Der anderen Seite wird immer gleich die schlechteste Absicht
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unterstellt. Der Prozeß der Vertrauensbildung kann da leicht zum Alibi werden,
sich an die eigentlichen Streitthemen gar nicht erst heranzuwagen. Die Einwir-
kungsmöglichkeiten der EG bleiben begrenzt. Wegen der griechischen Mitglied-
schaft kann die Gemeinschaft nicht die Rolle des ehrlichen Maklers übernehmen.
In der Zeit der Präsidentschaft war auch die griechische Seite insofern gehandi-
kapt, als ihre außenpolitischen Aktivitäten gegenüber der Türkei nicht als abge-
stimmte Position der EG-Länder erscheinen durften. Zusammen mit dem krank-
heitsbedingten Ausfall von Papandreou war dies ein weiterer Grund, weshalb der
griechische Premierminister der im Juni 1988 in Athen ausgesprochenen Einla-
dung des türkischen Ministerpräsidenten zum Gegenbesuch in Ankara noch im-
mer nicht gefolgt ist.

Am 21. Dezember 1988 lief das 1983 vereinbarte Abkommen über die amerika-
nischen Militärstützpunkte in Griechenland aus, ohne daß ein neuer Vertrag ge-
schlossen werden konnte. Von griechischer Seite wurde angekündigt, daß die
Luftwaffenbasis Hellenikon bei Athen geschlossen werden müsse14. Zwei Motive
dürften maßgeblich sein: Erstens wollte man Druck auf die USA ausüben, damit
diese sich für eine Beilegung des griechisch-türkischen Konflikts engagieren.
Zweitens sind die amerikanischen Basen das einzige der PASOK für den Wahl-
kampf 1989 noch verbleibende Thema, um links orientierte Wähler an die Partei
zu binden.

Eine solide EG-Präsidentschaft

Ausgerechnet in der Zeit der griechischen EG-Präsidentschaft, im zweiten Halb-
jahr 1988, fiel der griechische Regierungschef aus. Einzelnen Fachministern wie
Theodore Pangalos, Panos Roumeliotis und Vasso Papandreou bescheinigte man
durchweg gute Arbeit15. Papandreou jedoch, der beim Gipfel in Rhodos anwesend
war, konnte weder dem Rat noch der Präsidentschaft Impulse geben. So gelang es
der Athener Regierung nur bedingt, ihre neu erwachte Europa-Begeisterung
durch eine engagierte Präsidentschaft zu krönen. Der Ausfall des Premiermini-
sters hat auf der anderen Seite die Gemeinschaft davor bewahrt, daß Papandreou
die EG als Tribüne für die eigene internationale Selbstdarstellung benutzt.

Die griechische EG-Präsidentschaft hat ein unterschiedliches Echo gefunden.
Für die einen hat sie positive Arbeit geleistet, für die anderen sind die wirklichen
Probleme ausgeklammert worden16. Es kommt auf die Maßstäbe an. Gegenüber
der ersten griechischen Präsidentschaft von 1983 sind die Fortschritte unüberseh-
bar17. Das betrifft sowohl die Administration und das Management der Präsident-
schaft wie auch die europapolitische Haltung der Regierung und die Berechen-
barkeit ihrer Entscheidungen. Vergleicht man die griechische mit der vorangegan-
genen deutschen Präsidentschaft, dann war die letztere zweifellos die dynami-
schere und hat mehr Fortschritte zur Realisierung des Binnenmarktes auf den
Weg gebracht. Nur: Über Fortschritte enscheidet nicht bloß die jeweilige Präsi-
dentschaft, sondern auch der Rest der EG-Länder, und nach einer Kraftanstren-
gung bedarf es der Regeneration. Von der Präsidentschaft eines kleinen EG-Lan-
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des darf man nicht die gleiche „Lokomotiv-Funktion" erwarten wie von der deut-
schen oder französischen Präsidentschaft. Die griechische Regierung hat eine so-
lide Präsidentschaft absolviert.

Im März 1988 hatte die Athener Regierung ein Memorandum zum Europä-
ischen Sozialraum präsentiert, das Verbesserungen in folgenden Bereichen vor-
schlug: Sicherheit und Gesundheit am Arbeitsplatz, Dialog der Sozialpartner, Ar-
beitslosigkeit und Berufsbildung, Gleichstellung der Frauen und Bevölkerungspo-
litik18. Nur wenige der geplanten Initiativen konnten während der Präsidentschaft
auf den Weg gebracht werden. Die im Dezember 1988 im Rat der Sozialminister
verabschiedete Rahmenrichtlinie für „Sicherheit und Gesundheit am Arbeits-
platz" verfolgte nicht mehr die ursprüngliche griechische Intention, in den weni-
ger entwickelten Ländern höhere Sozialstandards durchzusetzen. Widerstand
kam den Griechen vor allem von der britischen Regierung entgegen. Griechen-
lands ambitionierte Pläne für einen Sozialraum, so die Financial Times am 2. De-
zember 1988, seien an dem „Doppel-Felsen" der britischen Opposition und der
geringen Unterstützung durch Kommissionspräsident Delors zerschollen.

In seiner Programmrede vor dem Europäischen Parlament hatte der griechi-
sche Außenminister Papoulias folgende Schwerpunkte der griechischen Präsi-
dentschaft hervorgehoben19: Bei der internen Entwicklung der Gemeinschaft sei
neben dem einheitlichen Sozialraum die Neugestaltung der Strukturfonds ent-
sprechend Artikel 130 der Einheitlichen Europäischen Akte vordringlich. Die
Harmonisierung der indirekten Steuern müsse beschleunigt werden. In der Um-
weltpolitik sei die Mittelmeerregion besonders zu berücksichtigen. Der Entwick-
lung der Wirtschaftsbeziehungen zu den RGW-Ländern sei Vorrang einzuräu-
men. Im Bereich der Europäischen Politischen Zusammenarbeit wollte man die
Ost-West-Annäherung tatkräftig fördern. Eine internationale Friedenskonferenz
unter der Schirmherrschaft der UNO solle die Spannungen im Nahen Osten lin-
dern. In Südafrika solle der friedliche Wandel gefördert werden; die Forderung
nach Wirtschaftssanktionen tauchte nicht auf. Und schließlich erinnerte der Au-
ßenminister die Gemeinschaft an ihre Pflicht, zur Lösung des Zypern-Problems
beizutragen. Die Feststellung des Ministerrates vom 25. April 1988, daß das Zy-
pernproblem auch die Beziehungen zwischen der Gemeinschaft und der Türkei
berührt, wurde noch einmal bestätigt. Die Aufnahme des Politischen Dialogs mit
Zypern wurde nachdrücklich befürwortet.

Bei der Anpassung der indirekten Steuern wurden ebensowenig Fortschritte er-
zielt wie bei der Währungszusammenarbeit. Vereinbart wurden dagegen der Ab-
gaskompromiß für Kleinwagen, die Durchführungsverordnungen für die Struktur-
fonds und ein Beschluß zur Liberalisierung des öffentlichen Beschaffungswesens.
Zum Umweltschutz und zum „Europa der audiovisuellen Medien" wurden un-
verbindliche Absichtserklärungen abgegeben. Die heiklen Themen - Steuern,
Grenzen und Sozialraum - blieben beim Europäischen Rat in Rhodos ausgeklam-
mert.
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Außenpolitik auf EPZ-Kurs

Symptomatisch für die sich verfestigende EG-Orientierung in der griechischen
Außenpolitik war die Haltung gegenüber dem am 15. November 1988 auf der Sit-
zung des Palästinensischen Nationalrats in Algier proklamierten Palästinenser-
staat. Wenige Tage später gab das griechische Außenministerium bekannt, es er-
wäge dessen Anerkennung20. Dafür wollte sich der griechische Außenminister
auch bei seinen EG-Kollegen einsetzen21. Hier war aber die Bereitschaft zu einem
solchen Schritt sehr gering, u. a. weil man die amerikanischen Initiativen im Na-
hen Osten nicht beeinträchtigen wollte. Vor allem die britische Premierministerin
verkündete, einer Anerkennung könne sie sich niemals anschließen22. Angesichts
dieses Widerstandes konnte sich der griechische Außenminister auch nicht mit
seinem Vorschlag durchsetzen, den PLO-Vorsitzenden zu einer EG-Außenmini-
sterkonferenz einzuladen23. Die griechische Regierung hatte abzuwägen: EG-Soli-
darität auf der einen und pro-arabische Haltung auf der anderen Seite. In frühe-
ren Jahren hätte das Pendel leicht in Richtung der arabischen Seite ausschlagen
können. Diesmal jedoch siegte der Wille zur Gemeinsamkeit mit den übrigen EG-
Ländern. Nachdem Vizeminister Theodoros Pangalos noch einmal auf die unein-
heitliche Haltung der Regierungen der EG-Länder verwiesen hatte24, erklärte Pa-
pandreou anläßlich eines Besuchs von PLO-Führer Arafat in Athen, Griechen-
land werde aus der gemeinsamen Position der EG-Länder nicht ausbrechen und
isoliert den Palästinenserstaat anerkennen25. Die griechische Regierung wider-
stand damit nicht nur der Versuchung, eine Sonderrolle in der Europäischen Poli-
tischen Zusammenarbeit (EPZ) zu spielen. Sie erfüllte auch ihre Verpflichtung zu
einem besonders gemeinschaftskonformen Verhalten während der Präsident-
schaft. Mittlerweile hat die EPZ-Troika mit den Außenministern Griechenlands,
Spaniens und Frankreichs den PLO-Führer Arafat zu offiziellen Gesprächen in
Madrid empfangen, womit sich die griechische Regierung zumindest teilweise in
ihren Ambitionen bestätigt sehen konnte26.

Mit der Zustimmung zur Einheitlichen Europäischen Akte hat Griechenland
nach ursprünglichem Widerstand - deutlich geworden an der Ablehnung der
Genscher-Colombo-Akte - auch sein Einverständnis mit dem Ziel einer verstärk-
ten sicherheitspolitischen Zusammenarbeit der EG-Länder erklärt. Offensichtlich
möchte die griechische Regierung die künftigen Entwicklungen in diesem Bereich
mitbeeinflussen können. Mittlerweile hat man in Athen allerdings zur Kenntnis
nehmen müssen, daß die westeuropäischen Partner Griechenland als einen pro-
blematischen Fall betrachten: Nach Verhandlungen von nur wenigen Monaten
konnten Spanien und Portugal der Westeuropäischen Union beitreten. Griechen-
land, das sich bereits im Februar 1987 auf „diplomatischen Kanälen" um eine
Aufnahme in die WEU bemüht hatte, wurde dagegen nicht aufgenommen27.
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Ausblick

Zu Beginn der griechischen EG-Präsidentschaft ist gefragt worden, ob sich Grie-
chenland auf dem Weg „vom Sorgenkind zum Musterknaben in der Gemein-
schaft" befinde28. Viel spricht für eine positive Antwort, vor allem wenn man die
Haltung der Regierung berücksichtigt. Für diese ist die EG-Mitgliedschaft mitt-
lerweile so etwas wie ein „Allheilmittel" geworden, von dem man Linderung für
fast jedes Problem des Landes erwartet. Bei aller Erleichterung der EG-Partner
sollte jedoch ein gravierendes Problem nicht übersehen werden. In Griechenland
neigt man dazu, die auf das Land zukommenden Schwierigkeiten zu unterschät-
zen. Das trifft vor allem auf den EG-Binnenmarkt zu. Zur Eröffnung der Saloniki-
Messe ließ Papandreou optimistisch verkünden, 1989 werde das Land für die Her-
ausforderung von 1992 fit gemacht29. Besser als dieses Wunschdenken wäre es, die
kommenden Probleme - Importdruck, Arbeitsplatzverluste und Betriebsschlie-
ßungen als Folge der geringen internationalen Wettbewerbsfähigkeit der griechi-
schen Industrie - klar zu analysieren und auf dieser Basis eine konsistente indu-
strielle Entwicklungsstrategie zu entwerfen30. Davon ist man in Hellas jedoch noch
weit entfernt.

Anmerkungen
1 Als Papandreou dann Ende Oktober nach

Athen zurückkehrte, verlangte man von den
Sprechern der Massenmedien, Texte zu verle-
sen, die zuvor von PASOK-Vertretern ausge-
arbeitet worden waren. Ist dies bei den staat-
lich kontrollierten Medien durchaus nichts
Ungewöhnliches, so ist doch bemerkenswert,
daß viele Journalisten sich weigerten, diese
Texte zu verlesen. Vgl. Neue Zürcher Zei-
tung, 29. 10. 1988, S. 5.

2 Betroffen waren davon Akis Tsochatsopoulos,
Georgios Gennimatas und Kostas Laliotis -
alle mit starkem Rückhalt in der PASOK.

3 Das Pikante an dieser Kabinettsumbildung
war, daß ausgerechnet jene Minister, die am
meisten mit den Korruptionsfällen in Verbin-
dung gebracht wurden, in der Regierung ver-
blieben und in ihren Ämtern oft noch aufge-
wertet wurden. Das trifft vor allem für Kout-
sogiorgas zu, der vom Justiz- zum Präsidialmi-
nister befördert wurde. Von der so heftig ver-
langten „Katharsis" (Reinigung) war nichts zu
spüren. (Vgl. Frankfurter Rundschau,
21. 11. 1988, S. 5). Unbelastete Politiker wie
Kostas Simitis und Apostolos Lazaris erteilten
Papandreou eine Absage. (Vgl. Neue Zürcher
Zeitung, 15. 11. 1988, S. 4, und The Indepen-

dent, 14. 11. 1988, S. 10).
4 Vgl. Der Spiegel, Nr. 5, 30. 1. 1989, S. 146.
5 Die amerikanische Zeitschrift „Time" hat in

ihrer Ausgabe vom 13. 3. 1989 (S. 8-14) unter
dem Titel „The Looting of Greece" die Ver-
sion von Koskotas zum Skandal veröffentlicht.
Zum Zeitpunkt, da diese Zeilen geschrieben
wurden (April 1989), hatte Papandreou nicht
nur juristische Mittel gegen Time eingelegt.
Es war auch noch völlig offen, ob und inwie-
weit die massiven Korruptionsvorwürfe der
Wahrheit entsprechen.

6 Vgl. Frankfurter Allgemeine Zeitung,
20. 12. 1988, S. 4.

7 Vgl. Frankfurter Rundschau, 15. 3. 1989, S. 2.
8 Die offizielle Begründung lautete „unvorher-

sehbare anderweitige Verpflichtungen", doch
dürfte die komplizierte innenpolitische Situa-
tion in Griechenland ausschlaggebend gewe-
sen sein. Vgl. Berliner Morgenpost,
12. 3. 1989, S. 1.

9 Zuletzt haben sich die früheren Minister Trit-
sis, Mangakis und Lazaris gemeinsam darum
bemüht. Vgl. Athens News, 16./17. 4. 89, S. 3.

10 Vgl. Richter, Heinz: Zwischen Tradition und
Moderne: Die politische Kultur Griechen-
lands, in: Reichel, Peter (Hrsg.): Politische
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Kultur in Westeuropa. Bürger und Staaten in
der Europäischen Gemeinschaft, Franfurt/
M.-New York 1984, S. 145-166, hier S. 162.

11 Vg. Sinaspismos tis Aristeras kai tis Proodou,
To Koino Porisma KKE-EAR, o. O., März
1989, S. 14-16 (auf deutsch: Koalition der Lin-
ken und des Fortschritts, Die gemeinsame
Schlußfolgerung KKE-E. A. R.). Vgl. auch Ta
Nea, 8. 12. 1988, S. 1 und 14-18 und Frankfur-
ter Allgemeine Zeitung, 10. 12. 1988. S. 5.

12 Vgl. zum folgenden Axt, Heinz-Jürgen/Kra-
mer, Heinz: Griechisch-türkische Beziehun-
gen: Von der Konfrontation zur Annäherung?
Die jüngste Entwicklung vor dem Hintergrund
des Ägäiskonflikts, hrsg. v. Stiftung Wissen-
schaft und Politik, Ebenhausen 1989.

13 Die Türkei wandte sich gegen eine Einbezie-
hung von Mersin in das Kontrollgebiet, weil
die Hafenstadt für die Grenzsicherung gegen-
über dem Iran, dem Irak und Syrien notwen-
dig sei und keiner für Europa vereinbarten
Rüstungsbeschränkung unterliegen dürfe. Die
griechische Seite wandte demgegenüber ein,
daß Mersin der Nachschubhafen für Nordzy-
pern sei und damit auch der weiteren türki-
schen Besetzung eines Teils der Inselrepublik
diene. Die Mersin-Frage wurde schließlich of-
fengelassen. Vgl. Frankfurter Allgemeine Zei-
tung, 16. 1. 1989, S. 2 und Spotlight (Athen),
Januar 1989, S. 1 f.

14 Die Regierung bot keinen Ersatz für Helleni-
kon an, Oppositionsführer Mitsotakis dage-
gen trat für eine Verlegung der Luftwaffenba-
sis an einen anderen Ort in Griechenland ein.
Vgl. Atlantic News, No. 2078, 21. 12. 1988, S.
3, The New York Times, 6. 9. 1988, S. 16, und
Athens News, 6. 9. 1988, S. 1.

15 Vgl. Gack, Thomas: Kein Anlaß für homeri-
sche Heldengesänge, in: EG-Magazin, Nr. 1/2,
1989, S. 7 f.

16 Entsprechend waren die Reaktionen im Euro-
päischen Parlament auf den Rechenschaftsbe-
richt von Außenminister Karolos Papoulias.
Dort überließ man die Debatte weitgehend
den griechischen Parlamentariern. Vertreter
der griechischen Sozialisten äußerten sich po-
sitiv, Politiker der Neuen Demokratie negativ.
Vgl. Europäische Zeitung, Januar 1989, S. 5
und VWD-Europa, 15. 12. 1988, S. 2.

17 Zur Präsidentschaft von 1983 vgl. Tsakaloyan-
nis, Panos: The Presidency of the Council of
Ministers of the European Communities: Na-

tional Paper on Greece, in: O'Nuallain, Colm
(Hrsg.): The Presidency of the European
Council of Ministers. Impacts and Implica-
tions for National Governments, London u. a.,
S. 101-118.

18 Vgl. Memorandum. Objet: Les Priorites et les
objectifs de la presidence grecque pour la
creation d'un espace social commun, Athen
21.3. 1988 (hektograph. Manuskript, dem
Verfasser vom griechischen Außenministeri-
um überlassen).

19 Vgl. Speech by Mr. Papoulias to the European
Parliament concerning the work programme
of the Greek Presidency in the Community
(vom Athener Außenministerium überlassene
Kopie).

20 Am 18. 11. 1988 zitierte die International
Herald Tribüne (S. 1 und 6) noch griechische
Diplomaten, die eine separate Anerkennung
des Palästinenserstaates „in der nächsten Wo-
che" ankündigten, falls die übrigen EG-Staa-
ten nicht mitzögen.

21 Vgl. Frankfurter Rundschau, 18. 11. 1988, S.
2.

22 Vgl. Frankfurter Rundschau, 19. 11. 1988, S.
2.

23 Arafat soll sich gegenüber dem griechischen
Außenminister darüber beklagt haben, daß er
vor dem Europäischen Parlament im Septem-
ber 1988 fast nur zur Sozialistischen Fraktion
habe sprechen können. Daraufhin wollte ihn
der griechische Außenminister zum Treffen
der EG-Außenminister in Ioannina im Okto-
ber 1988 einladen. Dies stieß jedoch auf den
energischen Widerstand der übrigen EG-Län-
der. Quelle: Interviews in Athen im Septem-
ber und Oktober 1988.

24 Vgl. Agence Europe, 15. 12. 1989, S. 5.
25 Vgl. Frankfurter Rundschau, 12. 1. 1089, S. 2

und Neue Zürcher Zeitung, 13. 1. 1989, S. 5.
Eine isolierte Anerkennung wurde auch des-
halb verworfen, weil dies der palästinensi-
schen Seite nicht nütze. Vgl. Gespräch des
Verfassers mit dem stellvertretenden Außen-
minister Theodoros Pangalos in Athen im
April 1989.

26 Das Treffen fand am 27. 1. 1989 statt.
27 Im Juni 1984 hatte Griechenland noch sein

Desinteresse am Beitritt zur WEU bekundet.
(Vgl. Greece's Weekly for Business and Fi-
nance, 30. 6. 1984, S. 16 f.) Zur vorsichtigen
Erkundung der Beitrittsmöglichkeit vgl. Fi-
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nancial Times, 6. 4. 1987, S. 4, und The Times,
14. 12. 1988, S. 34. Auch der türkische Antrag,
der zwei Monate nach den griechischen Be-
mühungen bei der WEU einging, wurde bis-
lang noch nicht positiv entschieden. Die WEU
hat deutlich gemacht, daß sie eine Gleichbe-
handlung von Griechenland und der Türkei
bevorzugt. Folgende Momente spielen bei der
reservierten Haltung der WEU gegenüber ei-
ner griechischen Mitgliedschaft eine Rolle:
Griechenlands angespanntes Verhältnis zur
NATO und den USA, der griechisch-türkische
Konflikt, die griechische Politik gegenüber
den Ländern des Nahen Osten und die Hal-
tung zum internationalen Terrorismus. (Vgl.
Greece's Weekly for Business and Finance,

15. 6. 1987, S. 11.) Mittlerweile hat Griechen-
land ein weiteres Hemmnis aus dem Weg ge-

räumt. Im Februar 1989 teilte die Athener
Regierung der WEU mit, daß sie die gemisch-
te Strategie der konventionellen und nuklea-
ren Abschreckung akzeptiere (vgl. Financial
Times, 7. 2. 1989, S. 3). In der „Initiative der
Sechs" (Argentinien, Griechenland, Indien,
Mexiko, Schweden und Tansania) setzt sich
Griechenlands Regierung allerdings seit 1984
für die nukleare Abrüstung ein.

28 So der Titel eines Artikels von Elfriede Re-
gelsberger in der Europäischen Zeitung, Juli/
August 1988, S. 10.

29 Vgl. Athens News, 11. 9. 1988, S. 1.
30 Einige der künftigen Probleme sind aufgezeigt

in: Axt, Heinz-Jürgen: Griechenland und der
Binnenmarkt, in: Sozialistische Politik und
Wirtschaft, H. 46, April/1989, S. 136-145.
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